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Text 

Vorstudien 

§ 15. (1) Vorstudien sind für die Anspruchsdauer des Studiums insoweit zu berücksichtigen, als dem 
Studierenden Studienleistungen anerkannt wurden. Bescheide über die Anerkennung von 
Studienleistungen sind für die Studienbeihilfenbehörde bindend. Wurden Studienleistungen aus 
Vorstudien anerkannt, so hat die Studienbeihilfenbehörde über die Berücksichtigung der Vorstudienzeiten 
für die Anspruchsdauer des nunmehr betriebenen Studiums zu entscheiden. Dazu ist die Zahl der 
anerkannten ECTS-Punkte nach Maßgabe des § 18 Abs. 5 heranzuziehen, wobei Studienleistungen bis zu 
5 ECTS-Punkte außer Betracht bleiben und darüber hinaus die zu berücksichtigende Vorstudienzeit 
immer auf volle Semester aufzurunden ist. 

(2) Anspruch auf Studienbeihilfe für ein Masterstudium oder ein kombiniertes Master- und 
Doktoratsstudium besteht trotz Absolvierung eines Bachelorstudiums oder eines gleichwertigen 
Studiums, wenn der Studierende 

 1. das Masterstudium spätestens 30 Monate nach Abschluss des Bachelorstudiums oder des 
gleichwertigen Studiums aufgenommen hat und 

 2. die vorgesehene Studienzeit zur Absolvierung des Bachelorstudiums oder des gleichwertigen 
Studiums um nicht mehr als drei Semester überschritten hat. 

(3) Anspruch auf Studienbeihilfe für ein Doktoratsstudium besteht trotz Absolvierung eines 
Diplomstudiums oder eines Bachelorstudiums (§ 64 Abs. 5 UG) oder eines Masterstudiums, wenn der 
Studierende 

 1. das Doktoratsstudium spätestens 24 Monate nach Abschluss des vorangegangenen Studiums 
aufgenommen hat und 
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 2. die vorgesehene Studienzeit zur Absolvierung des zweiten und dritten Studienabschnittes des 
Diplomstudiums oder des Bachelorstudiums um nicht mehr als drei und des daran 
anschließenden Masterstudiums um nicht mehr als zwei Semester überschritten hat. 

(4) Wenn für den zweiten oder dritten Studienabschnitt eines Vorstudiums Studienbeihilfe bezogen 
wurde, besteht außer in den Fällen des § 17 Abs. 2 kein Anspruch auf Studienbeihilfe. 

(5) In die Fristen gemäß Abs. 2 Z 1 und 2 und Abs. 3 Z 1 und 2 sind die Zeiten des Präsenz-, 
Ausbildungs- oder Zivildienstes, Zeiten, in denen eine Tätigkeit im Rahmen einer Maßnahme gemäß § 1 
Abs. 2 Z 2 des Freiwilligengesetzes, BGBl. I Nr. 17/2012, ausgeübt wird, und Zeiten des Mutterschutzes 
gemäß den §§ 3 und 5 des Mutterschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 221/1979, sowie Zeiten, für die wichtige 
Gründe im Sinne des § 19 Abs. 2 nachgewiesen wurden, nicht einzurechnen. Für die Einhaltung der Frist 
gemäß Abs. 2 Z 2 und Abs. 3 Z 2 ist die Absolvierung des Studiums bzw. Studienabschnittes bis zum 
Ende der auf das letzte Semester folgenden Frist gemäß § 61 Abs. 2 des Universitätsgesetzes 2002, 
BGBl. I Nr. 120/2002, ausreichend. 
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